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m {berlassung von (Elektro)-Fahrridern
zusatzlich zum Arbeitslohn oder mit
der Gehaltsumwandlung

Schnell gelesen: Jobrader erfreuen sich
steigender Beliebtheit und die neue Option
der Steuerfreiheit unter Einhaltung bestimm-
ter Rahmenbedingungen flihrt zu haufigen
Rickfragen: Arbeitgeber, die ihren Mitarbei-
tern betriebliche Fahrrader bzw. Elektrofahr-
rader steuerfrei Gberlassen méchten, miissen
diese ,on top", also zusatzlich zum geschul-
deten Arbeitslohn anbieten. Die Uberlassung
auf Basis einer arbeitsrechtlich wirksamen
Gehaltsumwandlung fuhrt zu unterschiedli-
chen steuerlichen und auch sozialversiche-
rungsrechtlichen Konsequenzen.

Uberlassung zusétzlich zum ohnehin
geschuldeten Arbeitsiohn

2019 wurde die Steuerfreiheit flr zusatzlich zum
geschuldeten Arbeitslohn vom Arbeitgeber ge-
wahrte Vorteile aus der Uberlassung von betrieb-
lichen Fahrradern und Elektrofahrradern, die
nicht als Kraftfahrzeug gelten, steuerfrei gestellt.

Die Steuerfreiheit betrifft die Uberlassung zur
privaten Nutzung einschlieBlich Fahrten zwi-
schen Wohnung und erster Tatigkeitsstatte. Sie
gilt fiir ab dem 01.01.2019 beginnende Uberlas-
sungen und ist erst einmal bis zum 31.12.2021
befristet.

Praxistipp: Soweit die Uberlassung steuerfrei
ist, fallen auch keine Sozialabgaben an. Die zu-
satzlich zum geschuldeten Arbeitslohn erfol-
gende Uberlassung der (Elektro-)Fahrrader fiir
Dieser nunmehr steuerfreie Sachbezug mindert
die als Werbungskosten abziehbaren Betrage
nicht. Der Arbeitnehmer kann die verkehrsmit-
telunabhéangige Entfernungspauschale von
0,30 EUR je Kilometer zwischen Wohnung und
erster Tatigkeitsstatte weiter ansetzen.

Praxistipp: Haben Mitarbeiter bei einem Arbeit-
geber aufgrund einer Betriebsvereinbarung An-
spruch auf die kostenlose Uberlassung eines
Fahrrads oder eines - noch als Fahrrad eingestuf-
ten - Elektrofahrrads, kann der Vorteil als zu-
satzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn
erbracht und damit lohnsteuer- und sozialabga-
benfrei erfolgen, obwohl die Arbeitnehmer auf
die Uberlassung einen arbeitsrechtlichen An-
spruch haben.

Uberlassung gegen Gehaltsumwandlung

Uberlasst der Arbeitgeber das Fahrrad bzw.
Elektrofahrrad durch Gehaltsumwandlung, kann
die zum 01.01.2019 eingefiihrte Steuerbefreiung
nicht beansprucht werden.
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Praxistipp: Eine Gehaltsumwandlung kann in
der Praxis z. B. dadurch erfolgen, dass der Ar-
beitnehmer eine anstehende Gehaltserhéhung
ganz oder teilweise daflr bestimmt, dass ihm
kinftig ein Sachbezug gewahrt wird, wie z. B. die
Uberlassung eines (Elektro-)Fahrrads. Die obers-
ten Finanzbehdrden der Lander haben mit gleich
lautenden Erlassen vom 13.03.2019 weitere
steuerliche Details flur diese Konstellation be-
kannt gegeben, bei der eine Steuerbefreiung
nicht greift.

Uberlassung begann schon vor dem
01.01.2019 (Altfalle)

Hat der Arbeitgeber bereits 2018 oder friither ein
Fahrrad oder ein als solches eingestuftes Elekt-
rofahrrad an seine Arbeitnehmer zur privaten
Nutzung Uberlassen, muss hier klassisch der
geldwerte Vorteil ermittelt werden.

Auf Basis der der auf 100 EUR abgerundeten un-
verbindlichen Preisempfehlung (UVP) des Her-
stellers, Importeurs oder GroBhandlers wird der
Vorteil aus Privatfahrten mit monatlich 1 % an-
gesetzt. Die Fahrten zwischen Wohnung und Ta-
tigkeitsstatte werden damit - anders als bei
Kraftfahrzeugen - nicht zusatzlich versteuert.

Uberlassung startet frithestens ab dem
01.01.2019 (Neufille)

Bei einer erst 2019 beginnenden Uberlassung
von Fahrradern bzw. als Fahrrad eingestuften
Elektrofahrradern gegen Gehaltsumwandlung
wird - ebenso wie bei Kraftfahrzeugen - die Be-
messungsgrundlage halbiert. Bei der 1-%-Rege-
lung wird der Vorteil somit auf die Halfte redu-
ziert.

Fir die Halbierung kommt es nicht auf den Zeit-
punkt an, zu dem der Arbeitgeber das (Elektro-)
Fahrrad angeschafft, hergestellt oder geleast
hat. MaBgeblich ist der Beginn der Uberlassung
durch den Arbeitgeber. Wurde das (Elektro-)
Fahrrad 2018 oder friher einem Arbeitnehmer
Uberlassen, ist ein Wechsel des Nutzungsberech-
tigen ab 01.01.2019 nach Sicht der Finanzver-
waltung nicht mit der Halbierung der Bemes-
sungsgrundlage beglnstigt. In den Fallen gilt
auch fur den neuen Nutzungsberechtigten die
Altregelung.



Die Halbierung gilt nicht fir die Umsatzsteuer. Es
ergeben sich daher fiir die Lohnsteuer und die
Umsatzsteuer unterschiedliche Bemessungs-
grundlagen.

Praxistipp: Die Finanzbehdrden stellen klar,
dass sowohl in den Altfillen (Uberlassung be-
gann vor 2019) als auch in den Neuféllen (Uber-
lassung frihestens ab 01.01.2019) die Sachbe-
zugsfreigrenze von 44 EUR/Monat nicht an-
wendbar ist.

Fazit: Arbeitgeber, die bislang noch unent-
schlossen waren, ihren Mitarbeitern (Elektro-)
Fahrrader zur Verfligung zu stellen, haben durch
die seit 01.01.2019 geltenden Verginstigungen
weitere Anreize. Erfolgt die Uberlassung gegen
Gehaltsumwandlung, profitieren sie und ihre Mit-
arbeiter von der Halbierung der Bemessungs-
grundlage. Werden die (Elektro-)Fahrrader zu-
satzlich zum geschuldeten Arbeitslohn Uberlas-
sen, kann die Uberlassung sogar génzlich lohn-
steuer- und sozialabgabenfrei sein. Allerdings
sind bei leistungsfahigeren Elektrofahrradern,
die verkehrsrechtlich als Kfz gelten, unabhangig
vom Beginn der Uberlassung, weiterhin die all-
gemeinen Regelungen der Dienstwagenbesteue-
rung anzuwenden.

m Steuerliches Aus fiir bedingungslose
Dienstwagennutzung bei ,,Minijob™ im
Ehegattenbetrieb
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Ein Arbeitgeber wird im Regelfall nur dann bereit
sein, einem Arbeithehmer die private Nutzung
eines Dienstwagens zu gestatten, wenn die hier-
far kalkulierten Kosten (u. a. Kraftstoff fir Pri-
vatfahrten) zzgl. des Barlohns in einem ange-
messenen Verhaltnis zum Wert der erwarteten
Arbeitsleistung stehen.

Bei einer geringfligig entlohnten Beschaftigung
ist davon nicht auszugehen, daher steigt das Ri-
siko des Arbeitgebers, dass sich die Pkw-Uber-
lassung fur ihn nicht mehr wirtschaftlich lohnt.
Unerheblich war fiir den BFH, dass die Ehefrau
far ihre dienstlichen Aufgaben im Betrieb auf die
Nutzung eines Pkw angewiesen war.

B st die Gestellung der BahnCard 100
steuerfrei nach dem neuen § 3 Nr. 15
EStG?

Schnell gelesen: Die BahnCard 100 gehort
weiterhin zum steuerpflichtigen Arbeitslohn,
wenn nicht ihr wirtschaftlicher Nutzen durch
Dokumentation der Einsparungen bei den ein-
zelnen Reisen nachgewiesen wird.

Schnell gelesen: Wir hatten dieses Urteil im
letzten Newsletter nur gestreift und gehen auf
Rickfrage dazu gerne genauer darauf ein: Die
Uberlassung eines Dienstwagens zur unein-
geschrankten Privatnutzung ohne Selbstbe-
teiligung ist bei einem ,Minijob"-Beschafti-
gungsverhaltnis unter Ehegatten nicht steu-
erlich unbedenklich moglich.

Der Sachverhalt war folgender: Ein gewerblich
tatiger Mann beschaftigte seine Ehefrau als
Blro- und Kurierkraft mit einer wdchentlichen
Arbeitszeit von 9 Stunden mit einem Monatslohn
von 400 EUR. Im Rahmen des Arbeitsvertrags
UberlieB er ihr einen Pkw zur uneingeschrankten
Privatnutzung. Den geldwerten Vorteil, den er
nach der 1-%-Regelung ermittelt hatte, rechnete
der Mann auf den Monatslohn von 400 EUR an
und reduzierte diesen entsprechend.

Dies wurde nicht akzeptiert und die Begriindung
lautete wie folgt: Arbeitsvertréage zwischen na-
hen Angehérigen missen fiir die steuerrechtliche
Beurteilung betreffend der wesentlichen Verein-
barungen und der Durchfihrung den MaBstdben
entsprechen, die fremde Dritte vereinbaren wir-
den. Der BFH glaubte nicht daran, dass ein fami-
lienfremder ,Minijobber" uneingeschrankte und
ohne Selbstbeteiligung einen Firmenwagen fir
Privatfahrten Uberlassen bekdme.

Uberlassen Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern
eine BahnCard 100, darf der Arbeitnehmer die
BahnCard uneingeschrankt nutzen. In der Praxis
stellt sich immer wieder die Frage, ob die Bahn-
Card 100 steuerfrei angeboten werden kann,
z. B. bei der Gestellung der BahnCard im Rah-
men von Familienheimfahrten bei Vorliegen einer
doppelten Haushaltsfithrung.

Steuerfrei sind Arbeitgeberleistungen, die zu-
satzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn
gewahrt werden, zu den Aufwendungen der Ar-
beitnehmer flr die Nutzung offentlicher Ver-
kehrsmittel im Linienverkehr zwischen Wohnung
und erster Tatigkeitsstatte. Entsprechend steu-
erfrei sind die Arbeitgeberleistungen, wenn zwar
keine erste Tatigkeitsstatte vorliegt, der ange-
fahrene Ort aber einen Arbeitgeber-Sammel-
punkt (z. B. ein Busdepot) darstellt oder die
Fahrt zu einem weitraumigen Tatigkeitsgebiet
durchgefihrt wird.
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Nicht beglnstigt sind die Privatfahrten im Linien-
verkehr, die streng von den Privatfahrten im 6f-
fentlichen Personennahverkehr zu unterscheiden
sind.

LSt-Referenten weisen zwar vereinzelt darauf
hin, dass eine Uber die Strecke zwischen Woh-
nung/Betrieb hinausgehende Fahrtberechtigung
unbeachtlich ist, ,wenn deren Wert von verhalt-
nismaBig geringer Bedeutung ist".

Bei der BahnCard 100 diirfte die private Fahrtbe-
rechtigung aber beachtlich sein. Sie gilt bundes-
weit. Daraus folgt: Schafft der Arbeitgeber eine
BahnCard 100 an, muss er weiter prognostizie-
ren und dokumentieren, welche Auswartstatig-
keiten der Arbeitnehmer in dem Jahr voraus-
sichtlich unternimmt, um die eventuelle Steuer-
freiheit nachzuweisen.

Derzeit laufen Anfragen, ob der Zuschuss des Ar-
beitgebers zu einer BahnCard 100 flir Fahrten
zwischen Wohnung und erster Tatigkeitsstatte
unabhdngig von der Privatnutzung steuerfrei ist,
wenn der Arbeitnehmer eigene Aufwendungen
mindestens in Hohe des Zuschusses als Wer-
bungskosten geltend machen kénnte. Antworten
dazu liegen aber noch nicht vor.

B Reisekostenabrechnungen und Umgang
mit fehlenden Belegen

Schnell gelesen: Eigenbelege kénnen hel-
fen, wenn Mitarbeiter Rechnungen verloren
haben oder aber keine Zahlungsnachweise
erhielten. Diese Eigenbelege sollten dann
aber den Vorgaben der Rechnungsstellung
entsprechen.

Bei der Kontrolle der Reisekostenabrechnung
stellt man in der Praxis immer wieder fest, dass
Quittungen fehlen oder Arbeitnehmer rufen an
und fragen, wie sie die Situation handhaben sol-
len, wenn sie vergessen haben, einen Beleg ein-
zufordern oder diesen verlegt haben. Eigenbe-
lege kdnnen hier Hilfestellung sein. Damit diese
auch anerkannt werden, missen bestimmte
Rahmenbedingungen eingehalten werden.

Eigenbelege und die ordnungsgemanBe
Buchfiihrung

Basierend auf § 146 AO sowie dem BMF-
Schreiben vom 14.11.2014 ist einer der Grund
satze der ordnungsgemaBen Buchflihrung, dass
keine Buchung ohne Beleg erfolgt. Die GoBD legt
die Grundlagen zur ordnungsmaBigen Flihrung
und Aufbewahrung von Bichern, Aufzeichnun-
gen und Unterlagen in elektronischer Form sowie
zum Datenzugriff fest und regelt dabei ebenfalls,
dass immer ein Beleg vorzuhalten ist, der den
Geschaftsvorfall nachweist. Ist kein Fremdbeleg
vorhanden, muss ein Eigenbeleg erstellt werden.
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Praxistipp: Verzichten Sie auf die Erstattung
der Auslagen, wenn der Mitarbeiter keinen
Fremdbeleg oder im Ausnahmefall Eigenbeleg
vorlegen kann.

Hinweis: Lohnkonten sind zwar nur sechs Jahre
aufzubewahren, soweit Lohnunterlagen aber
Grundlage fir die Buchhaltung sind, missen sie
zehn Jahre aufbewahrt werden: Dies gilt also
auch flr den Eigenbeleg in der Reisekostenab-
rechnung.

Eigenbelege und das Reisekostenrecht

Zur Ermittlung der steuerfrei zu erstattenden
Reisekosten muss der Arbeitnehmer eine Reise-
kostenabrechnung erstellen und darin anhand
geeigneter Unterlagen, z. B. Tankquittungen,
Hotelrechnungen, Schriftverkehr seine veraus-
lagten Kosten nachweisen.

Es gibt Vorgange in der Praxis, fir die Ublicher-
weise kein Beleg erstellt wird. Dies ist klassi-
scherweise das Trinkgeld. Wird unbar mit EC-
oder Kreditkarte bezahlt, lasst sich das Trinkgeld
schnell als Unterschiedsbetrag zwischen Rech-
nungs- und Zahlbetrag herausrechnen und nach-
weisen. Schwieriger wird es dann schon bei der
Barzahlung. In vielen Unternehmen gilt deshalb
die Regelung, dass das Trinkgeld vom Kellner auf
dem Beleg zu vermerken ist. Dies funktioniert
weder im Hotel, wenn der Putzfrau ein Trinkgeld
auf dem Zimmer hinterlegt wird noch bei altge-
dienten Parkuhren oder anderen Miinzeinwurfauto-
maten (z. B. Waschmaschine im Hotel). Die Quit-
tungsrolle ist leer. Quittungen sind verloren gegan-
gen oder unleserlich. Im Ausland kommt es auch
vor, dass fir gewisse Dienstleistungen, z. B. flr
Bewirtungen oder die Nutzung von Beférderungs-
mitteln, gar keine Rechnung ausgestellt wird.

In solchen Fallen kann ein Eigenbeleg die Lésung
sein. Hier ist es aber wichtig, durch den Arbeitge-
ber zu fixieren, welche Angaben ein Eigenbeleg
enthalten muss. Der Gesetzgeber gibt dazu leider
keine formellen Kriterien vor.

-
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Einfachster Weg dabei ist, sich an den gesetzlichen
Voraussetzungen fir Rechnungen zu orientieren:



e vollstandige Name und vollsténdige Anschrift
des leistenden Unternehmers

e Menge und die Art (handelslibliche Bezeich-
nung) der gelieferten Gegenstande oder den
Umfang und die Art der sonstigen Leistung

e Zeitpunkt der Leistung
e Entgelt

e Soweit mdglich: Ein Nachweis der Zahlung
(z. B. Uberweisungsbeleg)

Sinnvoll ist auch, den Grund fir den fehlenden Be-
leg angeben zu lassen und dabei auch mit aufneh-
men, dass der Arbeitnehmer keinen Ersatzbeleg
vorlegen konnte. Um einem UbermaB von Eigen-
belegen vorzubeugen, kann der Arbeitgeber Ei-
genbelege betragsmaBig auf einen bestimmten
Eurobetrag beschréanken und bestimmen, dass
diese ggf. von der Flihrungskraft abzuzeichnen
sind.

Praxistipp: Ein Eigenbeleg ist nicht zum Vor-
steuerabzug berechtigt, daher sollte er nur in
Ausnahmefallen akzeptiert werden.

B Verdienstgrenzen bei Minijobs bleiben

Der Ausschuss flr Arbeit und Soziales hat einen
Gesetzentwurf der FDP-Fraktion zur Dynamisie-
rung der Verdienstgrenzen bei geringflgiger Be-
schaftigung abgelehnt. Mit dem Gesetzentwurf
wollte die FDP-Fraktion erreichen, dass die
Hochstgrenzen fir geringfligig entlohnte Be-
schaftigung (Minijobs) und Beschaftigung in der
Gleitzone (Midijobs) dynamisch erhéht werden
kénnen.

B Ermittlung des Elterngeldes bei Steuer-
klassenwechsel

Wechselt der Elterngeldberechtigte die Steuer-
klasse im Bemessungszeitraum fiir das Eltern-
geld, wird die Steuerklasse angewendet, die am
langsten Gliltigkeit hatte. Dies gilt auch, wenn es
mehrfache Wechsel der Steuerklasse gab. Dies
hat das BSG nun final entschieden.

B Die Bildschirm-Arbeitsbrille

Schnell gelesen: Der Arbeitgeber kann Bild-
schirmbrillen als MaBnahme des Arbeitsschut-
zes auf arztliche Verordnung bezuschussen
bzw. bezahlen.
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Fehlt dieses, bietet sich keine Mdglichkeit einer
steuerfreien Uberlassung einer Brille: auch § 3
Nr. 34 EStG bietet keine Mdglichkeit, da sich die
hier fixierte Steuerfreiheit nur auf Leistungen der
verhaltensbezogenen Pravention (von Kranken-
kassen zertifizierte Praventionskurse) sowie be-
triebliche Gesundheitsférderungsleistung von
Arbeitgebern richtet, die nach Zweckbestim-
mung, Zielgerichtetheit und Qualitéat den Anfor-
derungen des § 20b und dem GKV-Leitfaden Pra-
vention entsprechen.

m=  (bungsleiterfreibetrag ist kein
Arbeitsentgelt

Steuerfreie Aufwandsentschadigungen und die in
§ 3 Nr. 26 EStG genannten steuerfreien Einnah-
men sind kein Arbeitsentgelt, so bestatigte das
LSG Baden-Wirttemberg. Unabhangig davon, ob
die Zahlungen Vergltungen fir eine selbststan-
dige oder abhangige Tatigkeit bezahlt wurden:
Solange der Ubungsleiterfreibetrag nicht Gber-
schritten wird, liegt kein sozialversicherungs-
pflichtiges Arbeitsentgelt vor.

B Neue steuerfreie Kaufkraftzuschldage ab
1. April 2019

Entsendet der Arbeitgeber Arbeitnehmer ins
Ausland, kann er deren héhere Lebenshaltungs-
kosten vor Ort durch die Zahlung eines Kauf-
kraftausgleichs abgelten. Das BMF hat die nach
§ 3 Nr. 64 S. 3 EStG steuerfreien Betrage zum
01.04.2019 angepasst. Leider kam das BMF-
Schreiben erst zum 04.04.2019, also nach Ver-
offentlichung unseres letzten Newsletters.

Sie finden die Ubersicht der Kaufkraftzuschlage
hier.

B phantomlohn in der Sozialversicherung

Solche Zahlungen des Arbeitgebers sind steuer-
und beitragsfrei, da hier ein Uberwiegend eigen-
betriebliches Interesse des Arbeitgebers im Vor-
dergrund steht. Der Mitarbeiter soll ohne Kopf-
schmerzen und fehlerfrei arbeiten kénnen. Vo-
raussetzung dafir ist aber ein arztliches Attest.

Schnell gelesen: Phantomlohn ist ein Lohn,
der dem Arbeitnehmer trotz bestehenden (ar-
beits-)rechtlichem Anspruch nicht ausgezahlt
worden ist, aber zu bezahlen gewesen ware
und aus dem Sozialversicherungsbeitrage zu
berechnen und an die Einzugsstelle abzufiih-
ren sind.
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http://www.birgitennemoser.de/wp-content/uploads/Kaufkraftzuschläge-Länderliste.pdf
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Im Rahmen von Priifungen der DRV stehen Ar-
beitgeber immer haufiger vor Fallen der Nach-
verbeitragung von Sonntags-, Nacht- und Feier-
tagszuschlagen, obwohl sie fir die nachgeforder-
ten Zeitraume gar keine solchen Zuschlage ge-
zahlt haben.

Die im Prifungszeitraum fir beglinstigte Zeiten
gezahlten Spatschicht- und Nachtzuschlage wur-
den bei der Berechnung der Entgeltfortzahlung
im Krankheitsfall, an Feiertagen und wahrend
des Urlaubs nicht bericksichtigt.

Der Arbeitnehmer hat im Krankheitsfall aber bis
zu sechs Wochen nach Beginn der Arbeitsunfa-
higkeit einen Anspruch auf die Fortzahlung sei-
nes Arbeitsentgelts. Dabei umfasst die Begriff-
lichkeit Arbeitsentgelt das Gehalt, das dem Mit-
arbeiter in der regelmaBigen Arbeitszeit zusteht.
Ahnliches findet sich im Bundesurlaubsgesetz als
Regelung.

In diesem Zusammenhang wird auch haufig vom
4Fiktivlohn" gesprochen. Hierflir kann es auch
andere Beispiele geben, z. B. die Nichtzahlung
von allgemeinverbindlich deklarierten Zuschla-
gen oder aktuell die Nichtzahlung von Durch-
schnittsprovisionen.

B Entstehungsprinzip in der
Sozialversicherung

In der Sozialversicherung gilt das Entstehungs-
(oder auch Anspruchsprinzip): Mit Entstehen des
vertraglichen bzw. tariflichen Arbeitsentgeltan-
spruchs sind Beitrage zur Sozialversicherung zu
leisten. Es kommt nicht darauf an, ob das Ar-
beitsentgelt tatsachlich gezahlt wird, in welcher
Hbéhe es gezahlt wird oder zu welchem Zeitpunkt
es gezahlt wird. Entscheidend ist vielmehr, wel-
cher Zahlungsanspruch dem Beschaftigten zuge-
standen hatte.

Wichtig: Im Steuerrecht (insbesondere Lohn-
steuerrecht) ist das anders. Dort gilt das ,Zu-
flussprinzip". MaBgeblich ist somit der Zeitpunkt,
in dem der Arbeitsentgeltanspruch tatsachlich
erflillt, also der Arbeitslohn gezahlt wird. Damit
wirkt sich der Phantomlohn in der Lohnsteuer
nicht aus, weil diese aus dem tatsachlich gezahl-
ten Entgelt berechnet und abgeftihrt wird.

Unabhéangig davon, ob ein Mitarbeiter ein sitten-
widrig oder tarifwidrig zu geringes Entgelt er-
hielt, oder ob eine Regelung besteht, dass ein
Mitarbeiter in Deutschland von einem auslandi-
schen Arbeitgeber angeworben wird und bei sei-
nem Einsatz in Deutschland nur das nach auslan-
dischem Recht vereinbarte Arbeitsentgelt erhalt,
welches jedoch nicht dem deutschen Mindest-
lohn nach dem Mindestlohngesetz (MiLoG) ent-
spricht. Der Arbeitgeber fiuhrt eine monatliche
Lohnabrechnung nach den deutschen Sozial- und
Steuervorschriften durch und muss in all diesen
Féllen wie auch bei der Gewahrung von Urlaub,
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Krankheit und fir Feiertage eine Entgeltfortzah-
lung leisten, die auch die Berechnung der Nacht-
schicht- bzw. Spatschichtzuschlage berticksich-
tigt. Sofern also nicht bereits die Beitragsbemes-
sungsgrenze Uberschritten worden ist, wurden
fahrlassig - wenn nicht gar absichtlich - zu nied-
rige Sozialversicherungsbeitrdage abgefihrt.

Vorsicht: In diesen Fallen kann dem Arbeitgeber
das Vorenthalten und Veruntreuen von Arbeits-
entgelt gemaB § 266a StGB vorgeworfen wer-
den. Geld- oder Freiheitsstrafe kénnen die Folge
sein.

Gibt es ,,Auswege" fiir das Unternehmen?

Teils kommen Arbeitgeber in solchen Fallen auf
die Idee, ihre Arbeitnehmer Verzichtserklarun-
gen unterzeichnen zu lassen. damit ein Verzicht
beitragsrechtlich relevant ist, muss

e der Verzicht arbeitsrechtlich zulassig und

e darf nur auf kinftig fallige Arbeitsentgeltbe-
standteile gerichtet sein.

Mindestens filir die Vergangenheit ist eine Ver-
zichtserklarung also keine Lésung. Aber auch im
Hinblick auf Verzicht auf kiinftige Entgeltbe-
standteile kann sich eine zuldssige Gestaltung als
schwierig erweisen.

Arbeitsvertragliche Anspriiche verjahren dariber
hinaus grundsatzlich in einem Zeitraum von drei
Jahren. Werden im Arbeitsvertrag Ausschluss-
klauseln vereinbart, so verfallen die vertragli-
chen Anspriiche vorzeitig, sofern sie nicht wah-
rend der Ausschlussfrist wirksam geltend ge-
macht worden sind. Doch auch diese ,Hilfsmittel*
lassen die sozialversicherungsrechtliche Bei-
tragspflicht nicht entfallen. Meist verbleibt es bei
der Pflicht zur korrekten Abwicklung der Sach-
verhalte und damit muss ein Umdenken in vielen
Bereichen stattfinden.

Kommt es aber in einer Prifung zu Nachforde-
rungen, da ein solcher Sachverhalt nicht bewusst
war, so sollten die Nachforderungen genau ge-
prift werden. Zum einen besteht hier in der Re-
gel ein gewisser Handlungsspielraum, zum ande-
ren sollten Themen wie Sdumniszuschlage auf-
grund der neuen Regelungen genau geprift wer-
den, da diese nur noch in den seltensten Fallen
gerechtfertigt sein kénnen.

B SFN-Zuschldge erneut durch das
Bundesministerium bestitigt

Wir hatten im Zuge der Diskussion um die Bei-
tragspflicht zur Sozialversicherung von Sonn-
tags-, Feiertags- und Nachtarbeitszuschlagen,
die ohne tatsachlich geleistete Arbeit gezahlt
werden (,Phantomlohn") eine Petition einge-
reicht. Diese hatte zwar Erfolg und fand zahlrei-
che Mitunterzeichner sowie Diskussionsbeitrage,
aber leider konnten wir keine Veranderung der
Wahrnehmung dadurch erreichen.



Sachverhalt ist, dass es bei Betriebsprifungen
durch die Deutsche Rentenversicherung Bund
(DRV Bund) immer wieder zu hohen Beitrags-
nachforderungen kommt. Hintergrund ist die
Steuerfreiheit von Sonntags-, Feiertags- und
Nachtzuschlagen nach § 3b Abs. 1 des Einkom-
menssteuergesetzes (EStG) und die sich daraus
ergebende Beitragsfreiheit in der Sozialversiche-
rung flr Zuschlage, die flr tatsachlich geleistete
Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit gezahlt
werden.

Arbeitet ein Arbeitnehmer wegen Urlaubs, an
Feiertagen oder wegen Krankheit nicht, wird
auch kein Zuschlag gezahlt. Die DRV Bund be-
zieht in die Berechnung der Sozialversicherungs-
beitrage auch die Zuschlage mit ein, wenn nicht
gearbeitet wurde. Diese Zuschlage unterliegen
dann sowohl der Steuer- als auch der Beitrags-
pflicht in der Sozialversicherung.

Leider hat der Petitionsausschuss keinen Anlass
zum gesetzgeberischen Tatigwerden gesehen.
Die Betriebspriifungsdienste der Rentenversi-
cherungstrager haben sich aber darauf verstan-
digt, im Rahmen von Betriebspriifungen nicht zu
beanstanden, wenn eine Berechnung der Bei-
trage zur Sozialversicherung aus Urlaubsentgelt
und aus fortgezahltem Arbeitsentgelt bei Krank-
heit nicht erfolgt ist, da von den tarifvertragli-
chen Offnungsklauseln Gebrauch gemacht
wurde. Diese Korrektur der bisherigen Rechts-
auffassung der Rentenversicherungstrager dient
der Klarheit der Arbeitgeber in der Anwendung
der vorhergehend beschriebenen Regelungen.
Jetzt obliegt es also final den Arbeitgebern, ihre
Praxis der Entgeltfortzahlung an die gesetzlichen
Vorgaben anzupassen und so Nachforderungen
zu vermeiden.

B S3dumniszuschldage der DRV nun weiter
konkretisiert

Schnell gelesen: Wird eine Beitragsforderung
durch Bescheid mit Wirkung fur die Vergangen-
heit festgestellt, ist ein SGumniszuschlag nicht
zu erheben, wenn der Arbeitgeber/Abrechner
unverschuldet keine Kenntnis von der Zah-
lungspflicht hatte. Wurde die Abrechnung von
Fachpersonal, z. B. Steuerberater ausgefiihrt,
wird ein bedingter Vorsatz aufgrund Fach-
kenntnis vermutet.
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Im Rahmen der Feststellung von Beitragsschul-
den, also Beitragen und Beitragsvorschiissen,
die ein Arbeitgeber nicht bis zum Ablauf des Fal-
ligkeitstags gezahlt hat, ist festgelegt, dass der
Arbeitgeber fiir jeden angefangenen Monat der
verspateten Zahlung einen Saumniszuschlag in
Ho6he von 1 % des riickstandigen, auf 50 EUR
nach unten abgerundeten Betrags zu zahlen hat.

Es gibt nur eine Art Kleinbetragsregelung, wo-
nach bei einem rickstdndigen Betrag unter
100 EUR der Saumniszuschlag nicht zu erheben
ist, wenn dieser gesondert schriftlich anzufor-
dern ist.

Das BSG hat den Begriff ,unverschuldet" jetzt
neu interpretiert und erweitert. Danach kénnen
bei einer nachtraglichen Beitragserhebung
Saumniszuschldage nur erhoben werden, wenn
ein bedingter Vorsatz in Betracht kommt. Grobe
Fahrlassigkeit reicht also wie schon geschildert
seit Dezember 2018 nicht mehr aus.

Am 19. und 20.03.2019 hat die Arbeitsgruppe
Beitragstiberwachung der Deutschen Rentenver-
sicherung vorlaufig festgelegt, wie die Betriebs-
prifer der Deutschen Rentenversicherung das
Urteil des BSG berticksichtigen sollen. Vorlaufig
ist die Arbeitshilfe, weil die Arbeitsgruppe Bei-
tragsiberwachung die Problematik noch mit den
Spitzenorganisationen der Sozialversicherung
besprechen will.

Keine Saumniszuschlage bei fehlerhaften
Statusbeurteilungen

Bei den Ublichen Betriebspriifungen, die in der
Regel alle vier Jahre stattfinden, sollen bei feh-
lerhaften Statusbeurteilungen bis auf Weiteres
keine Sdumniszuschlage mehr erhoben werden:
beispielhaft also, wenn die Deutsche Rentenver-
sicherung feststellt, dass eine Person nicht als
Selbststéndiger flr einen Arbeitgeber tatig ge-
worden ist, sondern in einer abhdngigen Be-
schaftigung aktiv war.

e Davon abweichend sind Saumniszuschlage
bei Statusfeststellungsfallen mdglich, wenn
bei einer Betriebsprifung festgestellt wird,
dass

e der gleiche Sachverhalt schon bei der letzten
Prifung beanstandet wurde,

e der Arbeitgeber gleiche Sachverhalte unter-

schiedlich beurteilt hat.
(aurgn
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Praxistipp: Vorsicht: Hier ware auch die ,Net-
tolohnfiktion" anzuwenden und das Entgelt
hochzurechnen, aus dem die Beitrdge zu uber-
mitteln sind und die Zollbehdérde wird einge-
schalten.

VerstoBBe im Rahmen der sogenannten
~Katalogfdlle™

Bei Beitragsnachforderungen, die insbesondere
auf den ,Katalogfallen" beruhen, kénnen Saum-
niszuschlage weiter erhoben werden, da der Bei-
tragsschuldner mindestens grob fahrlassig keine
Kenntnis von seiner Beitragsschuld hatte und
deshalb nicht unverschuldet ist.

Katalogfalle waren:
e Schwarzarbeit und illegale Beschéftigung

e Nichtauswertung von Lohnsteuerprifberich-
ten

e Nichtberlcksichtigung friiherer Beanstandun-
gen aus Betriebspriifungen

e Unterbliebene Abfiihrung von Beitrdgen nach
arbeitsgerichtlichen Entscheidungen, die Zah-
lungsanspriiche der Beschaftigten betreffen

e Nicht gewissenhafte Ermittlung der voraus-
sichtlichen Beitragsschuld im Sinne des §23
SGB 1V

e Unterschiedliche Beurteilungen bei identi-
schen Sachverhalten

Auch hier ist eine Hochrechnung von netto auf
brutto durch den Priifer vornehmbar und der Zoll
kann eingeschalten werden.

MindestlohnverstoBe

Bei MindestlohnverstoBen miissen die Betriebs-
prifer nach den Beschlissen vom 19. und
20.03.2019 den Zoll informieren.

Mindestens bedingter Vorsatz bei Fachper-
sonal

Wenn der Arbeitgeber mit der Entgeltabrech-
nung ,ausgebildetes Personal® wie z. B. Steuer-
berater mit der Entgeltabrechnung beauftragt
hat, ist von bedingtem Vorsatz auszugehen, da
diese Personen die Vorgaben kenne mussten.
Streitig ist hier, wann von , ausgebildetem Perso-
nal" ausgegangen werden kann.

Praxistipp: Uberpriifungsantrdge nach § 44
Abs. 1 SGB X durch den Arbeitgeber oder Steu-
erberater, weil in der Vergangenheit Sdumniszu-
schlage nach Betriebsprifungen erhoben wur-
den, sind abzulehnen, so die Meinung der DRV.
Hier ist die Rechtslage nicht eindeutig. SchlieB3-
lich setzt sich die Nachforderung aus Beitragen
und Saumniszuschldgen zusammen. Daher soll-
ten Arbeitgeber weiter einen Uberpriifungsantrag
stellen.

i

= Abgabepflicht in der Kiinstlersozial-
abgabe fiir das Gehalt eines
GmbH-Geschiftsfiihrers

Schnell gelesen: Laut LSG muss eine Agen-
tur fir Werbung und Offentlichkeitsarbeit in
der Rechtsform einer GmbH fiir das an ihren
selbststandigen GmbH-Geschaftsfliihrer ge-
zahlte Gehalt Kunstlersozialabgaben entrich-
ten, wenn bei der Geschaftsfuhrertatigkeit die
kunstlerischen/publizistischen Anteile Uber-
wiegen.

Im Beispielfall war der Geschaftsfihrer - dessen
Ausbildung Studiengange der Kunst- und Medi-
enwissenschaften sowie des Kommunikationsde-
signs umfasste - einer von zwei einzelvertre-
tungsberechtigten Geschaftsfihrern.

Sein Anteil betrug 60 %, Entscheidungen der
Gesellschaft wurden mit einfacher Mehrheit
getroffen. Laut Organigramm der GmbH hatte
der Geschaftsflihrer als CEO die disziplinarische
Fihrung bezlglich aller Mitarbeiter sowie die
fachliche Flihrung Uber die Mehrzahl der kreati-
ven Abteilungen.

N

Praxistipp: Das Urteil vom November 2018 ist
noch nicht rechtskraftig, sondern in der Revision
beim BSG; die DRV prift aber die GmbH-Ge-
schaftsfilhrer nun viel genauer im Rahmen der
Betriebsprifung.

Bm Klarstellung bei studentischer Tatigkeit

Schnell gelesen: Die Zeit nach der vorge-
schriebenen letzten Prifungsleistung bis zum
Ablauf des Monats, in dem das Studium auf-
grund der Bekanntgabe der Gesamtergebnisse
der Prufungsleistungen endet, ist keine vorle-
sungsfreie Zeit und damit gilt Sozialversiche-
rungspflicht in allen Zweigen der Sozialversi-
cherung, wenn ein Studierender in dieser Zeit
mehr als 20 Stunden pro Woche beschaftigt
wird. In der Zeit zwischen Prifung und Be-
kanntgabe des Ergebnisses darf also die wo-
chentliche Arbeitszeit nicht mehr als 20 Stun-
den betragen. Das Studium muss im Vorder-
grund stehen.




Generell kann ein Student wahrend der Dauer
seines Studiums als ordentlich Studierend einer
Hochschule oder einer der fachlichen Ausbildung
dienenden Schule in der gesetzlichen Kranken-,
Pflege- und Arbeitslosenversicherung versiche-
rungsfrei beschaftigt werden. Diese Besonder-
heit der Werkstudententatigkeit endet bei regu-
larer Beendigung des Studiums mit Ablauf des
Monats, in dem der Studierende vom Gesamter-
gebnis der Prifungsleistung offiziell schriftlich
unterrichtet wird.

Nach der standigen Rechtsprechung des BSG
sind beschdftigte Studenten nur dann versiche-
rungsfrei, wenn deren Zeit und Arbeitskraft
Uberwiegend durch das Studium in Anspruch ge-
nommen wird, also nicht mehr als 20 Stunden
pro Woche gearbeitet wird und maximal in den
vorlesungsfreien Zeiten der Semesterferien bis
zu 40 Stunden gearbeitet wird.

In Einzelfallen kann Versicherungsfreiheit auch
noch bei einer Wochenarbeitszeit von mehr als
20 Stunden in Betracht kommen. Voraussetzung
ist, dass die Arbeitszeitgrenze ausschlieBlich
durch Arbeit in der vorlesungsfreien Zeit, am
Wochenende sowie in den Abend- und Nacht-
stunden Uberschritten wird und auf einen Zeit-
raum von maximal 26 Wochen befristet ist.

Die Zeit zwischen der vorgeschriebenen letzten
Prifungsleistung, z. B. Ablegen der Diplompri-
fung, des Staatsexamens, der Magisterprifung
oder die Abgabe der Bachelor- oder Masterar-
beit, und der Bekanntgabe des Gesamtergebnis-
ses der Prifung ist bei Studenten keine vorle-
sungsfreie Zeit, so das Besprechungsergebnis
der Arbeitsgruppe Beitragsiiberwachung der
Deutschen Rentenversicherung vom 19. und
20.03.20109.

== Ab 01.07.2019 gilt der neue Uber-
gangsbereich, die Gleitzone entfillt.

Schnell gelesen: Zum 01.07.2019 wird bei ei-
nem Midijob die monatliche Entgeltobergrenze
von 850,00 EUR auf 1.300,00 EUR erhdht. Ar-
beitnehmer zahlen im Ubergangsbereich wie
bisher in der Gleitzone einen reduzierten Bei-
tragsanteil zur Sozialversicherung. Neu ist ab
01.07.2019, dass die reduzierten Rentenversi-
cherungsbeitrage nicht mehr zu geringeren
Rentenleistungen flihren.
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Am 1. Juli 2019 I6st der Ubergangsbereich fiir
Geringverdiener die bisher bekannte Gleitzone
ab. Die Entgeltgrenze steigt damit von 850 EUR
auf 1.300 EUR (sogenannte Midijobs).

Bei mehreren Beschaftigungen ist das gesamte
Arbeitsentgelt maBgebend. Durch die Anderun-
gen sollen Geringverdiener entlastet werden,
denn im ausgeweiteten Ubergangsbereich wer-
den die Arbeitnehmerbeitragsanteile von einer
reduzierten Bemessungsgrundlage berechnet.
Die Beitragsbelastung fir Arbeitnehmer steigt
mit einem Entgelt oberhalb von 450,01 EUR kon-
tinuierlich an. Die volle Abgabenbelastung trifft
Arbeitnehmer erst bei einem monatlichen Ar-
beitsentgelt oberhalb von 1.300 EUR.

Dadurch haben Geringverdiener eine geringere
Beitragsbelastung als Arbeitnehmer auBerhalb
des Ubergangsbereichs. Der Arbeitgeber zahlt
seinen Beitragsanteil aus dem tatsachlichen Ent-
gelt. Ob fiir einen Arbeitnehmer der Ubergangs-
bereich gilt, muss der Arbeitgeber bei Beschafti-
gungsbeginn und bei jeder dauerhaften Ande-
rung des Entgelts priifen. Da der Ubergangsbe-
reich am 1. Juli 2019 in Kraft tritt, miissen also
Arbeitgeber die Entgelte ihrer Beschaftigten zu
diesem Zeitpunkt prifen.

Weil die Entgeltpunkte fiir die Berechnung der
Rente aus dem beitragspflichtigen, also vermin-
derten Entgelt berechnet wurden, fiuhrte dies
bisher zu geringeren Rentenanspriichen. Durch
die Neuregelungen sollen Nachteile in der Ren-
tenversicherung vermieden werden. Flr Arbeits-
entgelte aus dem Ubergangsbereich wird fiir die
Rente nun das tatsachliche Entgelt berlicksich-
tigt. Daher ist es nicht mehr notwendig, auf die
Reduzierung des Arbeitnehmerbeitrags zu ver-
zichten. Bereits vorliegende Verzichtserklarun-
gen verlieren zum 1. Juli 2019 ihre Wirkung.
Diese sollten Arbeitgeber aber bis zur nachsten
Betriebsprifung aufbewahren.

Meldung des Entgelts

Damit im Rentenkonto bei der Rentenversiche-
rung das richtige Entgelt fir den vollen Renten-
anspruch aufgefihrt ist, muss der Arbeitgeber
kiinftig bei Arbeitsentgelten im Ubergangsbe-
reich zusatzlich zum beitragspflichtigen (redu-
zierten) Entgelt immer das tatsachliche Arbeits-
entgelt melden. Dieses wird im neuen Feld ,Ren-
tenberechnung" im Datenbaustein ,Meldesach-
verhalt" eingetragen.

Wenn flir einen Arbeitnehmer erstmalig der
Ubergangsbereich gilt, ist keine gesonderte An-
meldung erforderlich. Das Kennzeichen ist erst
bei der nachsten Entgeltmeldung (etwa Jahres-
meldung oder Unterbrechungsmeldung) zu set-
zen. Nur fur am 1. Juli 2019 bereits bestehende
Beschéaftigungen kdnnen optional Ab- und An-
meldungen zum 30. Juni beziehungsweise zum
1. Juli 2019 elektronisch abgeben (Abgabe-

grinde ,33" und ,13%).
(aurgn
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Meldung einer neuen Beschaftigung im
Ubergangsbereich ab 1. Juli 2019:

1 = monatliches Arbeitsentgelt durchgehend in-
nerhalb des Ubergangsbereichs. Tatsdchliche Ar-
beitsentgelte in allen Entgeltabrechnungszeit-
raumen von 450,01 EUR bis 1.300,00 EUR.

2 = monatliches Arbeitsentgelt sowohl innerhalb
als auch auBerhalb des Ubergangsbereichs. Mel-
dung umfasst sowohl Entgeltabrechnungszeit-
raume mit Arbeitsentgelten von 450,01 EUR bis
1.300,00 EUR als auch solche mit Arbeitsentgel-
ten unter 450,01 EUR und/oder (ber
1.300,00 EUR.

Liegt das Arbeitsentgelt oberhalb der Grenzen
der Gleitzone bzw. des Ubergangsbereichs oder
wurde im ersten Halbjahr auf die Anwendung der
Gleitzone verzichtet, ist das Kennzeichen 0 zu
melden.

Meldung einer Beschaftigung fiir Zeitraume
im Jahr 2019, die die Regelungen der Gleit-
zone und des Ubergangsbereichs umfassen
(zum Beispiel Jahresmeldung 2019):

0 = kein Arbeitsentgelt innerhalb der Gleitzone
oder des Ubergangsbereichs.

1 = monatliches Arbeitsentgelt durchgehend vor
dem 1. Juli 2019 in der Gleitzone/nach dem
30. Juni 2019 im Ubergangsbereich.

2 = monatliches Arbeitsentgelt vor dem 1. Juli
2019 sowohl innerhalb als auch auBerhalb der
Gleitzone/nach dem 30. Juni 2019 sowohl inner-
halb als auch auBerhalb des Ubergangsbereichs;
bei Verzicht auf die Gleitzone vor dem 1. Juli
2019 und Arbeitsentgelt im Ubergangsbereich
nach dem 30. Juni 2019. Wir empfehlen drin-
gend, die Meldungen auszufilhren, da dies die
weitere Bearbeitung des sozialversicherungs-
pflichtigen Entgelts vereinfacht.

B Tipps fiir den Umgang mit
A1l-Bescheingungen

Schnell gelesen: Das Bundesministerium fir
Arbeit und Soziales (BMAS) hat eine Stellung-
nahme herausgegeben, wonach Arbeitgeber Al
Bescheinigung bei Bedarf grundsatzlich auch
nachtraglich einreichen kénnen. Bei einer kurz-
fristigen oder kurzzeitigen Tatigkeit im Ausland
besteht ein gewisses Ermessen es Mitgliedstaa-
tes, ob eine Al Bescheinigung zwingend erfor-
derlich ist.

Allerdings muss der Nachweis der Sozialversi-
cherung im Entsendeland im Vorfeld vorliegen,
wenn er gemal nationaler Vorschriften als Beleg
gegen Lohndumping und Schwarzarbeit zwin-
gend verlangt wird und deshalb Sanktionen dro-
hen kdénnen. Dies betrifft nach derzeitigem
Kenntnisstand die Lander Osterreich und Frank-
reich.

(atiren

Praxistipp: sicher bleibt also derzeit nach wie
vor als einziger Weg der vorherige Antrag flr
Einsatze im Ausland.

Aktuell haben sich das Europaische Parlament,
der Rat und die Europaische Kommission darauf
geeinigt, die Vorschriften zur Koordinierung der
Systeme der sozialen Sicherheit zu tberarbeiten.
Teil der Einigung ist, dass flr Dienstreisen ins
EU-Ausland kinftig keine Beantragung von Al-
Bescheinigungen mehr nétig sein soll.

Die Al-Bescheinigung soll beim Mitarbeiterein-
satz innerhalb der EU als Nachweis gelten, dass
die sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften
des Heimatlands des Arbeitnehmers weiter An-
wendung finden. Dies gilt sowohl bei langerfris-
tiger Entsendung bis zu einer Héchstdauer von
zwei Jahren aber auch bei kiirzeren Dienstreisen.

Die Regelung hat ihre rechtliche Grundlage in der
Verordnung (EG) 883/2004 zur Koordinierung
der Systeme der sozialen Sicherheit. Auf natio-
naler Ebene wird die Bescheinigung bei den in-
soweit zustdandigen Krankenkassen beantragt.

Diese Regelung gibt es schon lange, aber erst die
Verpflichtung zur elektronischen Meldung und
die damit verbundenen Kontroll- und Uberwa-
chungsmaglichkeiten haben das Bewusstsein fir
die Ausstellung gescharft, da friher oftmals auf
die Beantragung der Al bei kurzfristigen Aus-
landsaufenthalten verzichtet wurde.

Von gesetzlicher Seite hat man sich geeinigt, die
Vorschriften zur Koordinierung der Systeme der
sozialen Sicherheit zu modernisieren. Teil der
Neuerungen ist u. a., dass die Beantragung von
Al-Bescheinigungen fir Dienstreisen kinftig in-
nerhalb Europas entfallen soll. Voraussetzung fur
einen Wegfall ist jedoch, dass diese vorlaufige
Einigung sowohl vom Europadischen Parlament
als auch vom Rat férmlich angenommen wird.
Aktuell erscheint eine formliche Annahme der Ei-
nigung im Rat jedoch unwahrscheinlich: Einige
Mitgliedsstaaten, darunter auch Deutschland,
billigen die Einigung in ihrer jetzigen Ausgestal-
tung nicht. Was das fir den weiteren Verlauf des
Gesetzgebungsverfahrens bedeutet, ist noch un-
klar.



Bis zur endgtiltigen Annahme durch das Europa-
ische Parlament und den Rat missen Arbeitgeber
unbedingt weiterhin auch bei Dienstreisen Al-Be-
scheinigungen beantragen.

Praxistipp: Die Losung der Dauer-Al bleibt da-
mit also nach wie vor sehr attraktiv und gerne
helfen wir Ihnen bei dessen Umsetzung, wenn es
dazu Rickfragen geben sollte. Damit kann die
Beantragung der Al fir bis zu 5 Jahre entfallen,
was eine erhebliche administrative Entlastung dar-
stellt.

= Aufzeichnungspflichten auch bei gere-
gelten Arbeitszeiten bei Minijobbern

Schnell gelesen: Alle gewerblichen Arbeitge-
ber miissen fiir Minijobber detaillierte Stunden-
aufzeichnungen fiihren.

Geregelt ist, dass der Arbeitgeber verpflichtend
Beginn, Ende und Dauer der taglichen Arbeitszeit
spatestens bis zum Ablauf des siebten auf den
Tag der Arbeitsleistung folgenden Kalendertags
aufzuzeichnen hat. Die Aufzeichnungen sind
mindestens zwei Jahre beginnend ab dem fir die
Aufzeichnung maBgeblichen Zeitpunkt aufzube-
wahren. Als Nachweis gelten die maschinelle
Zeiterfassung oder entsprechende manuelle Auf-
zeichnungen, beispielsweise Eintrage in Kalen-
dern oder Listen, am besten mit Vermerk des
Aufzeichnungsdatums, um die Einhaltung des
Siebentageszeitraums aufzeigen zu kénnen.

Eine Unterzeichnung der erfassten Zeiten durch
den Arbeitnehmer ist gesetzlich nicht vorge-
schrieben, kann aber helfen, Streitigkeiten zu
vermeiden. Die Aufzeichnungspflicht entfallt nur
fir Minijobber in Privathaushalten und bei der
Beschaftigung von engen Familienangehorigen
(Ehegatten, eingetragene Lebenspartner, Kinder
und Eltern des Arbeitgebers).

= Zwingende Notwendigkeit fiir Vertrage
fiir Minijobber

Schnell gelesen: Die Arbeit auf Abruf muss
zwingend vertraglich betreffend Umfang und
Verteilung festlegt werden, wenn ein spateres
boses Erwachen betreffend Verlust des Minijob-
ber-Status vermeiden werden soll.

Wir hatten bereits mehrfach darliber berichtet,
dass seit November 2018 eine neue Anforderung
an die Rechtsicherheit von Minijobs gestellt wird.
Trotzdem scheint sich die Anzahl an Anfragen
dazu eher zu erhéhen denn zu reduzieren.

Zum 01.01.2019 hat sich die Rechtslage der Ar-
beit auf Abruf bei Geringfiigig Beschaftigten ge-
andert. Minijobber gelten rechtlich als Teilzeitbe-
schaftigte, sodass sich die gednderte Rechtslage
Uberwiegend in § 12 Teilzeit- und Befristungsge-
setz (TzBfG) niederschlagt. Die Neufassung des
§ 12 TzBfG enthalt drei wichtige Neuerungen:
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Arbeit auf Abruf liegt nur vor, wenn nicht nur die
Anzahl der geleisteten Arbeitsstunden schwankt,
sondern auch das dem Arbeitnehmer zu zah-
lende Entgelt. Ein solches Modell ist z. B. in der
Gastronomie weit verbreitet.

1. Fiktives Stundenkontingent auf 20 Stun-
den pro Woche erhoht

Wenn keine Vereinbarung lUber die Anzahl der zu
leistenden Arbeitsstunden besteht, dann gilt laut
Gesetz seit 01.01.2019 eine Zahl von 20 Wo-
chenstunden als vereinbart. Friher lag das fik-
tive Stundenkontingent bei zehn Stunden pro
Woche. Problematik dabei ist, dass es wegen der
Pflicht zur Einhaltung des Mindestlohns (seit
01.01.2019: 9,19 EUR pro Stunde) zum Verlust
des sozialversicherungspflichtigen Status der Mi-
nijobber kommen kann.

Beispiel: Ist keine Arbeitszeit vereinbart, setzt
die gesetzliche Fiktion an und rechnet wie folgt:
20-Stunden/Woche x 4,33 Wochen pro Monat x
9,19 EUR / Stunde = 796,47 EUR. Die Gering-
verdienergrenze von 450,00 EUR wirde damit
Uberschritten werden und der Minijob ware damit
kein Minijob mehr, sondern voll sozialversiche-
rungspflichtig.

2. Abweichen von Mindest- bzw. Hochst-
stundenzahl

Die bisherige Rechtsprechung des BAG zum
Abweichen von einer Mindest- bzw. Héchststun-
denzahl wurde gesetzlich festgeschrieben.

Ist eine wochentliche Mindestarbeitszeit verein-
bart, darf der Arbeitgeber nur bis zu 25 % der
wochentlichen Arbeitszeit zusatzlich abrufen.
Das bedeutet: Der Arbeitnehmer ist vertraglich
nicht verpflichtet, die zusatzlichen Stunden zu
leisten. Haufig wird er dies jedoch im Interesse
einer héheren Verglitung tun.

Ist eine Hochstarbeitszeit vereinbart, so darf der
Arbeitgeber nur bis zu 20 % der Stunden weni-
ger abrufen.

3. Entgeltfortzahlung

Final wurde geregelt, was im Falle der Entgelt-
fortzahlung im Krankheitsfall und an Feiertagen
gilt: Zur Berechnung der Entgeltfortzahlung ist
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als Arbeitszeit fur den betreffenden Tag die
durchschnittliche Arbeitszeit der letzten drei Mo-
nate vor der Arbeitsunfahigkeit bzw. dem Feier-
tag zugrunde zu legen.

Vertragsgestaltung

Hinweis: Die vertraglichen Vereinbarungen zwi-
schen Arbeitgeber und Arbeitnehmer einerseits
und die tatsachliche Durchfiihrung andererseits
mussen den rechtlichen Vorgaben entsprechen.

Praxistipp: Es ist unbedingt zu empfehlen, auch
die Dauer der taglichen Arbeitszeit festzulegen.
Gibt es dazu KEINE Regelung, musste der Arbeit-
geber die Arbeitsleistung des Arbeitnehmers je-
weils fir mindestens 3 Stunden in Anspruch neh-
men.

Tipps zur tatsdchlichen Durchfithrung

In der Praxis muss der Arbeitgeber dem Arbeit-
nehmer die Lage seiner Arbeitszeit vier Tage im
Voraus mitteilen. Sonst ist der Arbeitnehmer be-
rechtigt, seine Arbeitsleistung zu verweigern.

Unterschreitet der Arbeitgeber die vier Tage,
kann der Arbeitnehmer trotzdem zur Arbeit an-
treten; in der Regel wird er dies tun, da er Inte-
resse an der zu zahlenden Vergitung hat. Tritt
er die Arbeit allerdings nicht an, hat der Arbeit-
geber keine Handhabe gegen ihn.

B Praktikum mit Unterbrechung:
Kein Anspruch auf Mindestlohn

Im Anschluss daran wurde es jeweils unveran-
dert fortgesetzt. Der von der Praktikantin gel-
tend gemachte Anspruch auf angemessene Ver-
glitung nach dem Berufsbildungsgesetz hatte
keinen Erfolg. Durch die Unterbrechungen war
zwar der Zeitraum, in dem das Praktikum statt-
fand (06.10.2015 bis 25.01.2016), langer als
drei Monate, nicht aber das Praktikum selbst.

= pPfindungsfreigrenzen aktualisiert

Schnell gelesen: Damit Arbeithehmern mit
Schulden auch nach der Pfandung ihres Gehalts
das Existenzminimum zur Verfligung steht, legt
der Gesetzgeber alle zwei Jahre zum 1. Juli
neue Pfandungsfreigrenzen fest. Dieses Jahr
werden die Pfandungsfreigrenzen um rund vier
Prozent erhoht.

Schnell gelesen: Praktikanten haben keinen
Anspruch auf den gesetzlichen Mindestlohn,
wenn sie das Praktikum zur Orientierung fir
eine Berufsausbildung oder fir die Aufnahme
eines Studiums leisten und es eine Dauer von
drei Monaten nicht Ubersteigt.

Unterbrechungen des Praktikums innerhalb die-
ses Rahmens sind moéglich, wenn der Praktikant/
persénliche Grinde hat und die einzelnen Ab-
schnitte sachlich und zeitlich zusammenhangen,
wie das BAG nun entschieden hat.

=

Im Urteilsfall wurde das Praktikum wegen Zeiten
der Arbeitsunfahigkeit sowie auf eigenen Wunsch
der Praktikantin fur wenige Tage unterbrochen.
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Dabei hangt die Hohe des pfandbaren Einkom-
mens von der Hohe der Unterhaltsverpflichtun-
gen des Schuldners ab.

Das Wichtigste in Kiirze:

e Arbeitgeber sind zur automatischen Beach-
tung der neuen Pfandungsfreibetrage ver-
pflichtet.

e Betroffene Schuldner sollten sich vorsorglich
trotzdem vergewissern, ob die neuen Pfan-
dungsgrenzen bekannt sind.

e Bei Gerichtsbeschluss oder Bescheid wirken
die Pfandungsfreigrenzen nicht automatisch.

Bei einer Pfandung von Einkommen auf der un-
tersten Stufe liegt der Freibetrag zuklinftig bei
1.179,99 EUR, beim Pfandungsschutzkonto sind
kinftig 1.178,59 EUR geschitzt. Die neuen Pfan-
dungsfreigrenzen gelten ohne Ubergangsrege-
lung und missen automatisch sowohl von Arbeit-
gebern bei Lohnpfandungen und Lohnabtretun-
gen als auch von Kreditinstituten bei einem Pfan-
dungsschutzkonto beachtet werden. Schuldner
mussen aber selbst aktiv werden, wenn individu-
elle Freibetrége per Gericht oder Vollstreckungs-
stelle 6ffentlicher Glaubiger festgesetzt wurden.

Sie ersehen die neuen Pfandungsfreigrenzen
hier.

EE 10 Jahre Ehedauer als Bedingung
fiir Hinterbliebenenversorgung ist
unwirksam

Schnell gelesen: Eine Klausel, die in den
AGBs regelt, dass die Hinterbliebenenversor-
gung entfallt, wenn im Zeitpunkt des Todes des
Versorgungsberechtigten die Ehe nicht mindes-
tens zehn Jahre bestanden hat, benachteiligt
den unmittelbar Versorgungsberechtigten un-
angemessen. Sie ist daher unwirksam.

Dies hat das BAG im Fall einer Witwe entschie-
den. Nach Ansicht des BAG gefahrdet eine AGB-
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maBige Mindestehedauerklausel von zehn Jahren
den Zweck der Hinterbliebenenversorgung: Sagt
der Arbeitgeber einer Hinterbliebenenversor-
gung zu, entspricht es der im Gesetz angelegten
Vertragstypik, dass die Ehepartner der Arbeit-
nehmer abgesichert sind.

Wird die Zusage auf Ehepartner beschrankt, mit
denen der Arbeitnehmer im Zeitpunkt des Todes
mindestens zehn Jahre verheiratet war, wird von
der Vertragstypik abgewichen, die die Hinterblie-
benenversorgung kennzeichnet. Damit schrankt
der Arbeitgeber den erfassten Personenkreis zu
Lasten des Arbeitnehmers in der Versorgungszu-
sage unverhaltnismaBig ein.

B Verfall von Urlaubsanspriichen

Schnell gelesen: Der Anspruch eines Arbeit-
nehmers auf bezahlten Jahresurlaub erlischt
nur dann am Ende des Kalenderjahrs, wenn der
Arbeitgeber ihn zuvor Uber seinen konkreten
Urlaubsanspruch und die Verfallfristen belehrt
und der Arbeitnehmer den Urlaub aus freien
Stlicken nicht genommen hat. Das hat das BAG
entschieden.

Rechtzeitiger Hinweis auf Urlaubsanspruch

Nach § 7 Abs. 3 S. 1 BUrIG verfallt der Urlaub,
der bis zum Jahresende nicht gewahrt und ge-
nommen wird. Das galt nach bisheriger Recht-
sprechung selbst dann, wenn der Arbeithehmer
den Arbeitgeber rechtzeitig, aber erfolglos auf-
gefordert hatte, ihm Urlaub zu gewahren. Der
Arbeitnehmer konnte unter bestimmten Voraus-
setzungen Schadenersatz verlangen, der wah-
rend des Arbeitsverhaltnisses auf Gewdahrung
von Ersatzurlaub und nach dessen Beendigung
auf Abgeltung der nicht genommenen Urlaubs-

Wie schon mitgeteilt, hat das BAG diese Recht-
sprechung weiterentwickelt. Nach § 7 Abs. 1 S.
1 BUrIG ist es dem Arbeitgeber vorbehalten, die
zeitliche Lage des Urlaubs unter Bertlicksichti-
gung der Urlaubswiinsche des Arbeitnehmers
festzulegen. Diese Vorschrift zwingt den Arbeit-
geber nicht, dem Arbeitnehmer von sich aus Ur-
laub zu gewdhren. Allerdings obliegt ihm die Ini-
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tiativlast fur die Verwirklichung des Urlaubsan-
spruchs. Nach der Rechtsprechung des EuGH ist
der Arbeitgeber gehalten, konkret dafiir zu sor-
gen, dass der Arbeitnehmer tatsachlich in der
Lage ist, seinen bezahlten Jahresurlaub zu neh-
men, indem er ihn - erforderlichenfalls formlich -
auffordert, ,dies zu tun".

Der Arbeitgeber muss klar und rechtzeitig mittei-
len, dass der Urlaub am Ende des Bezugszeit-
raums oder eines Ubertragungszeitraums verfal-
len wird, wenn der Arbeitnehmer ihn nicht
nimmt. Bei entsprechender Auslegung des § 7
BUrlG kann der Urlaub laut BAG daher nur ver-
fallen, wenn der Arbeitgeber

e den Arbeitnehmer vorher konkret aufgefor-
dert hat, den Urlaub zu nehmen, und

e ihn klar und rechtzeitig darauf hingewiesen
hat, dass der Urlaub andernfalls mit Ablauf
des Urlaubsjahrs oder Ubertragungszeit-
raums erlischt.

Konsequenzen fiir Arbeitgeber in der Praxis

Nach bisheriger Rechtslage in Deutschland
mussten Arbeitnehmer Urlaub beantragen und
grundsatzlich im Kalenderjahr nehmen. Diese
Praxis wird sich durch die Urteile des EuGH und
des BAG andern: Zwar muss der Arbeitgeber
nicht daflir sorgen, dass Arbeitnehmer den Ur-
laub vollstandig nehmen. Er muss jedoch darauf
achten, dass er die Arbeithehmer rechtzeitig da-
rauf hinweist, dass der Urlaub genommen wer-
den soll. Derzeit ist unklar, wie konkret dieser
Hinweis sein muss. Vorsichtige Arbeitgeber wer-
den den Arbeitnehmer Uber die genaue Anzahl
von Resturlaub informieren.

In vielen Unternehmen ist es Ubliche Praxis, dass
die Arbeitnehmer ihre Urlaubswlinsche in einem
Urlaubsplan festhalten. Aufgrund der neuen
Rechtsprechung werden Arbeitgeber ein Inte-
resse daran haben, mdglichst friihzeitig zu wis-
sen, wann die Arbeitnehmer Urlaub nehmen. Es
wird daher interessant sein zu beobachten, ob
und inwieweit die Arbeitsgerichte Arbeitgebern in
Zukunft einen gréBeren Spielraum bei der Fest-
legung des Urlaubs einrdumen. Insbesondere
wird es um die Fragen gehen, bis wann ein Ar-
beitnehmer seinen Urlaubswunsch mitzuteilen
hat und ob der Arbeitgeber Arbeitnehmer notfalls
zu einem bestimmten Zeitpunkt in Urlaub schi-
cken darf.

Praxistipp: Weisen Sie Ihre Arbeitnehmer
rechtzeitig vor Ablauf des Kalenderjahrs darauf
hin, dass der Urlaub bis zum Jahresende genom-
men werden muss und dass der Urlaub andern-
falls mit Ablauf des 31.12. bzw. am Ende des
Ubertragungszeitraums (31.03. des Folgejahrs)
ersatzlos untergeht.

Um in einem Rechtsstreit nachzuweisen, dass die
Arbeitnehmer entsprechend informiert wurden,
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sollte der Hinweis schriftlich erteilt und der Ar-
beitgeber sollte sich den Empfang von jedem
einzelnen Arbeitnehmer bestatigen lassen. Der
Hinweis, den ausstehenden Urlaub zu nehmen,
sollte dabei auch mit Umsetzung finden.

B Update zum Brexit

Eine Verlangerung des zwdlfmonatigen Entsen-
dezeitraums kdnne im Rahmen einer Ausnahme-
vereinbarung in Betracht kommen. Wir halten
Sie weiter Uber diese Ansatze informiert.

B Neue Gesetze zur Arbeitsmigration

Schnell gelesen: Am 31. Oktober 2019 sollen
die EU-Vereinbarungen zur Sozialversicherung
mit GroBbritannien spatestens auslaufen. Bei
einem No-Deal-Brexit konnte dann das alte So-
zialversicherungsabkommen von 1960 wieder
an Bedeutung gewinnen.

Schnell gelesen: Fachkrafte aus Nicht-EU-
Staaten sollen zukiinftig leichter nach Deutsch-
land kommen kénnen und die Beschaftigung
von Geflichteten soll sich vereinfachen: Der
Bundestag hat Anfang Juni 2019 mehrheitlich
ein Gesetzespaket zur Einwanderung in den
deutschen Arbeitsmarkt beschlossen.

Wir hatten bereits verschiedene Szenarien dar-
gestellt und auf die rechtliche Situation bei ei-
nem Austritt ohne das mit der EU ausgehandelte
Austrittsabkommen hingewiesen. Da die europa-
ischen Verordnungen ab dem Austrittsdatum
nicht mehr anwendbar sind, kdnnen - zumindest
auf Basis der EU-Richtlinie - keine A1-Bescheini-
gungen mehr ausgestellt werden.

Zugleich koénnte aus deutscher Sicht das
deutsch-britische Sozialversicherungsabkom-
men aus dem Jahr 1960 fortbestehen. Die DVKA
raumt ein: "Eine verbindliche Stellungnahme der
britischen Seite zur Anwendbarkeit des Sozial-
versicherungsabkommens steht allerdings noch
aus. Im Folgenden gehen wir von der Anwend-
barkeit des Sozialversicherungsabkommens
aus."

Damit kénnten flr die ersten zwolf Monate einer
Entsendung in das Vereinigte Kénigreich die
deutschen Rechtsvorschriften Gber die Renten-,
Unfall- und Krankenversicherung sowie das Kin-
dergeld fortbestehen.

Voraussetzungen:

e der Mitarbeiter arbeitet dort im Rahmen des
in Deutschland bestehenden Beschaftigungs-
verhaltnisses im Auftrag und auf Rechnung
des Arbeitgebers.

e der gewdhnliche Aufenthalt befindet sich in
Deutschland.

e die Entsendung ist im Voraus zeitlich befris-
tet.
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Das Fachkrdfteeinwanderungsgesetz und das
Gesetz zur Duldung bei Ausbildung und Beschaf-
tigung sollten vor allem seitens der Wirtschaft
den Arbeitsmarktzugang fir Nicht-EU-Blirger
vereinfachen.

Das Fachkrafteeinwanderungsgesetz

Ziel des Gesetzes ist es, dem Mangel an Fach-
kraften "durch eine gezielte und gesteuerte Zu-
wanderung" von qualifiziertem Personal auch
aus Landern auBerhalb der EU zu begegnen. Das
Gesetz soll dem Entwurf zufolge Anfang Januar
2020 in Kraft treten.

e Wegfall Engpassberufe: Kiinftig sollen Fach-
krafte mit einem Arbeitsvertrag und aner-
kannter Qualifikation in ihren jeweiligen Be-
rufen in Deutschland arbeiten diirfen. Die Be-
schrankung auf Engpassberufe fallt weg.

e Aussetzung Vorrangprifung: Die Vorrangpri-
fung, mit der bisher die Verfligbarkeit von ge-
eigneten Kandidaten aus der EU abgefragt
wurde, soll bundesweit ausgesetzt werden.
Sie soll aber bei Verdnderungen des Arbeits-
marktes kurzfristig wieder aktiviert werden.

e Aufenthalt zur Arbeitssuche: Fachkrafte mit
einer Berufsausbildung sollen sechs Monate
lang zur Arbeitsplatzsuche nach Deutschland
kommen kdénnen, haben dabei aber kein An-
recht auf Sozialleistungen.

e Ausbildung in Deutschland: Anders als bisher
sollen nun auch Menschen auBerhalb der EU
nach Deutschland kommen kénnen, die hier
eine Ausbildung absolvieren moéchten. Vo-
raussetzung flir den Zugang ist aber unter an-
derem ein Abschluss einer deutschen Aus-
landsschule oder ein Schulabschluss, der so-
wohl flir den Zugang zur Hochschule in
Deutschland als auch im Heimatland berech-
tigt.

e Altersgrenze 45 Jahre: Menschen uUber 45
Jahre mussen flUr einen Aufenthalt zur Er-
werbstatigkeit ein Mindestgehalt oder eine
"angemessene Altersversorgung" nachwei-
sen.




Das Gehalt muss mindestens 55 % der Bei-
tragsbemessungsgrenze zur Rentenversiche-
rung betragen, dies sind derzeit 3.685 EUR
monatlich.

e ITler ohne Abschluss: IT-Spezialisten dirfen
kinftig auch ohne formalen Abschluss einrei-
sen, mussen allerdings drei Jahre praktische
Erfahrung vorweisen und ein Gehalt von min-
destens 60 % der Beitragsbemessungsgrenze
zur Rentenversicherung (derzeit 4.020 EUR
monatlich) beziehen.

Das Gesetz der Duldung bei Ausbildung und
Beschadftigung

Gefllichtete, die in Deutschland eine qualifizierte
Berufsausbildung aufnehmen oder ihren Lebens-
unterhalt selbst sichern und gut integriert sind,
sollen mit diesem Gesetz einen rechtssicheren
Aufenthalt erhalten. Eine Bleibeperspektive filr
berufstdtige Gefllichtete gibt es allerdings nur fir
jene Geduldeten, die vor dem 1. August 2018
nach Deutschland gekommen sind.

B Meldepflicht in Europa

Um Lohndumping und Benachteiligung heimi-
scher Arbeitskrafte zu vermeiden, miussen
grenzliberschreitende Tatigkeiten in vielen Lan-
dern der EU im Vorfeld angemeldet werden. Die
meisten Staaten haben Online-Plattformen ein-
gerichtet, um Anmeldungen mdglichst unbiro-
kratisch vorzunehmen. Grundlage dafur ist die
Entsenderichtlinie, die von den EU-Staaten bis
zum 1. Juli 2020 umgesetzt sein muss. Damit
sollen gleiche Arbeitsbedingungen fur heimische
und auslandische Arbeitskrafte gewahrleistet
werden.

Nachfolgend hier eine kurze Ubersicht zur Melde-
pflicht in den wichtigsten Nachbarstaaten und
Entsendelandern, alphabetisch sortiert:

Belgien

Deutsche Unternehmen miissen bei voriberge-
henden Dienstleistungen in Belgien eine Mel-
dung Uber das Portal Limosa vornehmen.
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Allerdings gibt es eine Reihe von Personengrup-
pen, die von der Meldung befreit sind - neuer-
dings auch Lkw-Fahrer. Die Ausnahmen sind auf
der Limosa-Seite unter der Frage "Wer ist von
Limosa befreit?" aufgefiihrt. Die Seite bietet eine
ausfihrliche Ausfillanleitung sowie eine Auflis-
tung der beizubringenden Dokumente in deut-
scher Sprache.

Danemark

In Dénemark mussen deutsche Unternehmen
ihre Mitarbeiter im Register flir auslandische
Dienstleister (RUT) anmelden. Allerdings gilt die
Meldepflicht nicht flr alle Entsendungen. Aus-
nahmeregelungen gibt es beispielsweise fur Ge-
schaftsreisende und Monteure. Eine Ubersicht
stellt die Deutsch-Danische Handelskammer zur
Verfligung. Tipp: Die danische Regierung infor-
miert auf der Webseite Workplace Denmark tiber
alle Vorschriften fir die Entsendung nach Dane-
mark

Frankreich

Wer in Frankreich Dienstleistungen gegen Be-
zahlung erbringt, muss die Arbeitnehmer beim
Online-Portal SIPSI anmelden. Nachdem die Be-
hoérden anfanglich die Meldung fiir alle grenz-
Uberschreitenden Einsatze angefordert haben,
wurde die Regelung deutlich gelockert. So sind
fir reine Dienstreisen keine Meldungen mehr er-
forderlich. AuBerdem wurde der Beschluss, eine
Gebluhr fir die Anmeldung zu verlangen, zurlick-
gezogen.

Arbeitgeber sollten sich aber grundsatzlich mit
den nationalen Bestimmungen in Frankreich ver-
traut machen. Bitte beachten Sie auch die Bean-
tragung einer Al-Bescheinigung, da Frankreich
hier recht hohe BuBgelder verhangt.

Grofbritannien

Eine Online-Meldeplattform wie in anderen EU-
Landern gibt es im Vereinigten Kénigreich nicht.
Flir Staatsangehdrige auBerhalb der EU gelten
allerdings besondere Bestimmungen fur Einreise
und Erwerbstatigkeit, die auf der Webseite der
britischen Regierung zu finden sind.

Irland

Irland hat die Melde- und Nachweispflichten flr
entsandte Arbeitnehmer von auslandischen
Dienstleistern verscharft. So missen Arbeitge-
ber unter anderem eine Anmeldung bei der
Workplace Relations Commission vornehmen.
Das Formular enthadlt Angaben zur Dauer der
Entsendung, zur Art der Dienstleistung sowie zur
Adresse des Tatigkeitsortes und muss unter-
schrieben an die Behoérde zuriickgesandt wer-
den. Die Behoérde gibt vor, wo Dokumente wie
Arbeitsvertrag, Gehaltsabrechnungen und Ar-
beitszeitnachweise aufbewahrt werden missen.
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Italien

Wer Mitarbeiter nach Italien entsendet, muss
spatestens bis zum Tag vor Beginn der Entsen-
dung eine Anmeldung bei Cliclavoro vornehmen,
dem Meldesystem des italienischen Arbeitsminis-
teriums. Werden die Meldepflichten missachtet,
drohen seit 2019 empfindliche GeldbuBen, wie
die deutsch-italienische Handelskammer meldet.
Die Kammer gibt ausflihrliche Hinweise fur Ar-
beitgeber zu den jeweiligen Meldepflichten.

Luxemburg

Wer als deutscher Anbieter in Luxemburg Mit-
arbeiter einsetzt, muss diese im Vorfeld per "Mit-
teilung Uber die Entsendung von Arbeitnehmern"
beim Luxemburger Gewerbeamt (ITM) anmel-
den. Im Login- und Registrierungsfenster der
Seite ist auch ein Benutzerhandbuch in deut-
scher Sprache zu finden. Die Industrie- und Han-
delskammer Saarland klart darlber auf, welche
Formalitaten bei der voriibergehenden Entsen-
dung von Mitarbeitern nach Luxemburg notwen-
dig sind und welche Aktivitdten nicht melde-
pflichtig sind. So sind beispielsweise Kundenbe-
suche, Besprechungen und Kongressteilnahmen
nicht von der Meldepflicht betroffen.

Niederlande

Entgegen der Anklindigungen steht in den Nie-
derlanden noch kein elektronisches Meldesystem
flr grenziiberschreitende Entsendungen zur Ver-
figung (Stand Mai 2019). Die niederlandischen
Behorden haben auf ihrer Webseite eine Check-
liste fir entsendende Unternehmen veréffent-
licht, in der alle wichtigen Schritte flir Arbeitge-
ber verzeichnet sind.

Osterreich

Die Regierung in Osterreich hat umfangreiche
Pflichten zur Anmeldung und Bereithaltung von
Dokumenten beim grenziiberschreitenden Arbei-
ten beschlossen. Es drohen Geldstrafen bis zu
10.000 EUR, wenn die Formulare ZKO 3 fir Ent-
sendungen und ZKO 4 fiir Uberlassungen nicht
ausgefiillt und Ubermittelt werden. Eine Uber-
sicht Gber die Meldepflicht und Links zu den For-
mularen gibt es auf der Entsendeplattform der
Regierung. Es wird dort auch auf eine verein-
fachte Meldung hingewiesen - etwa bei wieder-
kehrenden Entsendungen oder bei mehreren
gleichartigen Dienstleistungsvertragen.

Bitte beachten Sie auch Notwendigkeit einer Al-
Bescheinigung, da hier sehr schnell BuBgelder
verhangt werden.

Polen

In Polen missen auslandische Arbeitgeber ihre
Mitarbeiter grundsatzlich anmelden, wenn sie
dort arbeiten. Die Meldung kann per Post oder -
mit einer elektronischen Signatur - online erfol-
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gen. Auf der Webseite der polnischen Arbeitsauf-
sichtsbehdrde finden Sie Erlduterungen zu allen
Pflichten sowie Links zu den Formularen.

Schweden

Wer als auslandisches Unternehmen mehr als
finf Tage lang in Schweden Dienstleistungen er-
bringt, muss entsandte Mitarbeiter beim™ Arbets-
miljoverket™ melden. Die Behdrde stellt auf ihrer
Webseite alle erforderlichen Informationen in
deutscher Sprache zur Verfiigung.

Schweiz

In der Schweiz besteht eine Meldepflicht flr
Dienstleister aus der EU sowie entsandte Arbeit-
nehmer von Unternehmen. Die Meldung erfolgt
online - und zwar acht Tage vor Beginn der Er-
werbstatigkeit. In bestimmten Branchen gilt die
Meldepflicht laut der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft bereits ab dem ersten Tag. Alle Fragen
und Antworten erhalten Unternehmen in den
FAQ der Eidgenossenschaft.

Spanien

Bei Entsendungen nach Spanien miuissen aus-
landische Arbeitgeber ab einer Dauer von acht
Tagen eine Meldung an die lokalen Arbeitsbehor-
den (autoridades laborales) vornehmen. Aus-
fihrliche Informationen zur Entsendemitteilung
(comunicacion del desplazamiento) stehen auf
der Webseite nur in spanischer Sprache zur Ver-
figung. Umfassende Hinweise zur Entsendung
nach Spanien erhalten Sie gerne von uns, da uns
eine besondere Nahe zu Spanien bindet.

Ungarn

Unternehmen missen ihre entsandten Mitarbei-
ter bei Dienstleistungen in Ungarn vor Arbeitsbe-
ginn bei den lokalen Arbeitsbehdrden anmelden.
Hierflir gibt es ein Online-Portal mit Formularen,
in dem alle Angaben zum Unternehmen, zum
Einsatzort und zum Handelspartner in Ungarn
gemacht werden missen. Wird bei Entsendun-
gen gegen die Meldepflichten verstoBen, drohen
BuBgelder von umgerechnet 3.000 bis
5.000 EUR. Eine ausfihrliche Information fir Ar-
beitgeber hat die AuBenhandelskammer Ungarn
verfasst.




